Vorlage Mitbericht Gemeinden zur Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands

Einleitung
Ab dem 1. Juli 2026 wird die Rückbauanordnung bei nachträglich verweigerten Baugesuchen ausserhalb der Bauzone direkt von der kantonalen Fachstelle angeordnet. Die örtlichen Behörden sind dann gebeten, ihre Einschätzung der kantonalen Behörde mitzuteilen. Die Vorlage dient als Grundlage dafür. Die Angaben der Gemeinde werden für den Entscheid zur Rückbauanordnung berücksichtigt. Der Entscheid liegt bei der kantonalen Behörde (Art. 25 Abs. 4 des Raumplanungsgesetzes).

Einschätzung
· Wir würden den Rückbau vollständig verfügen.
· Innert Frist von 6 Monaten ab Rechtskraft der Verfügung (Art. 43c RPV)
· Auch kürzere Frist vertretbar
· Verlängerung der Beseitigungsfrist (Begründung notwendig) 
Weshalb und wie lange?:

· Wir würden den Rückbau teilweise verfügen. 
Welche Gebäude(-Teile) sollen nicht rückgebaut werden müssen? (Begründung unten zwingend notwendig):

· Wir würden den Rückbau nicht verfügen. (Begründung unten zwingend notwendig)
· Wir würden ein (definitives) Nutzungsverbot verfügen.
· Wir verzichten auf einen Mitbericht.


Begründung, sofern von einer Rückbauverfügung (vollständig oder teilweise) abgesehen wird

· Guter Glaube des Gesuchstellers
Begründung:

· Grundsatz des Vertrauensschutzes, Art. 9 BV (Fehler der Behörde)
Begründung:

· Mass der Abweichungen nur geringfügig
Begründung:

· Mildere Massnahmen möglich 
Begründung:

· Keine oder geringe Beeinträchtigung öffentlicher Interessen
Begründung:

· Hoher privater Nachteil
Begründung:

· Weitere
Beschrieb und Begründung

· Baute oder Anlage besteht schon seit mehr als 30 Jahren
Begründung und Nachweis:


Massnahmen
Diese konkreten Massnahmen schlagen wir für den Rückbau vor:

Ausgefüllt von:
Datum:
Unterschrift:

